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Die Volksini a ve gegen das Gendern in Niedersachsen möchte zum Ar kel wie folgt Stellung 
nehmen: 

1. Der Ar kel verdeutlicht, so jedenfalls die Reak onen der Parteien auf die Volksini a ve 
gegen das Gendern, dass die Implemen erung sogenannter Gender-Sprachformen ein 
Projekt poli sch „links“ stehender Parteien und Gruppen zu sein scheint (SPD, Die 
Grünen). Die deutliche Mehrheit der Bevölkerung – Tendenz steigend -, sowie poli sch 
nicht links stehende Parteien und Gruppen, lehnen diese Sprachformen ab. 

2. Wenn SPD und Grüne angeben, es gäbe „keinen Zwang“ zum Gendern (Sozialminister 
Andreas Philippi), so ist festzustellen, dass dies unseres Erachtens nicht den Tatsachen 
entspricht: 
- Mit dem Beschluss der rot-grünen Mehrheit im niedersächsischen Landtag aus 

März 2023 ist festgelegt worden, dass „gendergerechte Sprache im öffentlichen 
Dienst verpflichtend“ werden soll. (NDR vom 22.03.2023: h ps://www.ndr.de/ 
nachrichten/niedersachsen/hannover_weser-leinegebiet/Landtag-beschliesst-
Plaene-fuer-Teilzeit-und-gendergerechter-Sprache,gleichstellung226.html).  
Wir fragen uns, was „Zwang“ sein soll, wenn nicht „verpflichtende“ Vorgaben in der 
Amtssprache – gegenüber den Bürgern im Land. Vor der Landtagswahl ha e sich 
Ministerpräsident Stephan Weil noch ablehnend zum Gendern geäußert. Nach der 
Wahl scheint dies vergessen zu sein. 

- Wenn die Bildungsministerin, Frau Julia Willie Hamburg, die „Lehrkrä e im 
Bundesland Niedersachsen zum Gendern auffordert“ (RND vom 21.04.2023) , dann 
übt sie Druck auf die ihr unterstellte Lehrerscha  aus, ihre poli sch mo vierte Sicht 
auf Sprache im Schulalltag gegenüber minderjährigen, schulpflich gen Kindern 
anzuwenden. Die Schüler wiederum sind möglicherweise mit gendernden, sie 
benotenden Lehrern konfron ert. Damit wird in dieser Konstella on auch ein 
erheblicher Konformitätsdruck auf minderjährige, bspw. zehnjährige, Kinder 
ausgeübt. Zudem wird der irrige Eindruck erzeugt, Gendersprachformen seien 
Standardsprache oder zumindest fortschri liche Sprachweiterentwicklung. Beides 
tri  nicht zu. 

- Frau Hamburg hat das Gendern in Prüfungen und Abiturprüfungen frei gegeben 
(FAZ vom 24.02.2023). Damit steht sie, wie die gesamte Landesregierung, im 
poli sch mo vierten Widerspruch zum Erlass der Kultusministerkonferenz vom 
22.08.2018, der das „amtliche Regelwerk zur deutschen Rechtschreibung“, das vom 
Rat für deutsche Rechtschreibung herausgegeben wird, zur „verbindlichen 
Grundlage des Unterrichts an allen Schulen erklärt“. Der Rat für deutsche 
Rechtschreibung hat mehrfach, zweimal im Jahr 2023, festgestellt, dass Gender-
Sprachformen nicht zum amtlichen Regelwerk zählen. 

- Es gibt eine Vielzahl von konkreten Hinweisen, dass an den Hochschulen, 
überwiegend in bes mmten Studienfächern, Druck auf Studen nnen und Studen-
ten ausgeübt wird, Gender-Sprachformen anzuwenden. Es muss hier auch auf die 



Vielzahl an „Lei äden für eine geschlechtersensible Sprache“ an niedersächsischen 
Hochschulen hingewiesen werden, die eine „eindeu ge Sprache sprechen“. 

3. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk wird aus Gebühren der gesamten Bevölkerung 
finanziert. Wir erwarten – in Anbetracht des hochpoli schen, stri gen, bzw. einsei -
gen poli schen Befrachtung des Themas -, dass sich die Redakteure im ÖRR mit sprach-
poli schen Festlegungen in ihrer Tä gkeit für den ÖRR zurück halten. Privat möge jeder 
so sprechen, „wie ihm oder ihr der Schnabel gewachsen ist.“ Das geht uns nichts an. 

4. Gegen eine – jedenfalls zu diesem Thema - sich verselbständigende Poli k der Landes-
regierung, die sich „verpflichtend“ und gegen gesellscha liche Mehrheiten stellt, ist im 
Gegensatz zur Auffassung der Bildungsministerin, Frau Hamburg, Widerstand aus der 
Mi e der Gesellscha  angezeigt. Mithin wird die Volksini a ve gegen das Gendern 
als starker Beitrag zur Stärkung der Demokra e von allen Beteiligten „gebraucht“. 

5. Wir möchten auch verdeutlichen, dass wir selbstverständlich für Gleichberech gung 
eintreten, dort wo sie noch nicht erreicht ist. Wir halten es aber für einen Irrglauben, 
man könne das über die Auflösung der deutschen Sprachgemeinscha , über Sternchen 
und Sprechpausen, „erzwingen“. Ein immer größer werdender Teil der Bevölkerung ist 
nur noch genervt. 


